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tion der gesellschaftlichen Arbeit auf demokratisch-zentra­
listische Weise bedarf der rechtlichen Form, denn diese 
bringt Stabilität und Kontinuität in das gesellschaftliche 
Beziehungsgefüge. Die Verwirklichung des demokratischen 
Zentralismus hat also die genaue Einhaltung der in Rechts­
vorschriften ausgestalteten Verhaltensanforderungen zur 
Voraussetzung. Andererseits ist die sozialistische Gesetz­
lichkeit nur dann Realität, nur dann wirksam, wenn die 
gesamte Tätigkeit zur Organisation der gesellschaftlichen 
Arbeit auf dem Prinzip des demokratischen Zentralismus 
beruht.

Die Anforderungen an die Gewährleistung der soziali­
stischen Gesetzlichkeit ergeben sich aus dem Wesen des 
sozialistischen Rechts, daraus, daß es den auf objektiven 
Gesetzen beruhenden Willen der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten zur Gestaltung der gesellschaftlichen Ver­
hältnisse widerspiegelt. Gesetze und andere Rechtsvor­
schriften sind wichtige Mittel zur Verwirklichung der poli­
tischen Aufgaben beim sozialistischen Aufbau. Deshalb 
forderte Lenin, „die Gesetze und Anordnungen der Sowjet­
macht gewissenhaft zu befolgen und darauf zu achten, 
daß sie von allen eingehalten werden“ ,16

Die wirksame Einhaltung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit durch alle stellt auch hohe Anforderungen an die 
Leitungstätigkeit zur Gestaltung der Arbeitsbeziehungen. 
Jeder Leiter eines Arbeitskollektivs trägt große Verant­
wortung für die Anwendung arbeitsrechtlicher Regelun­
gen. Strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
durch den Leiter heißt vor allem, daß er sich in seinen 
Entscheidungen auf die normativen Grundlagen des Ar­
beitsrechts stützt.

Auf die Pflicht des Leiters zur strikten Einhaltung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit wurde in grundlegenden Do­
kumenten der SED nachdrücklich hingewiesen. So heißt es 
z. B. im Bericht des Zentralkomitees an den VIII. Parteitag 
der SED: „Von allen Staats- und Wirtschaftsfunktionären 
muß gefordert werden, daß sie vorbehaltlos die Gesetz­
lichkeit achten und die Gewährleistung von Ordnung, Dis­
ziplin und Sicherheit zum festen Bestandteil ihrer Lei­
tungstätigkeit machen.“17

In den Entscheidungen, mit denen der staatliche Leiter 
— in Übereinstimmung mit der Betriebsgewerkschafts­
organisation und ihren Organen — das Arbeitsrecht anwen­
det, kommt ebenso wie in den arbeitsrechtlichen Normen 
selbst der staatliche Wille zum Ausdruck. Die Rechtsan­
wendung ist eine mit der Rechtsnorm verknüpfte, von ihr 
ausgehende und weitgehend durch sie bestimmte spezi­
fische Art politisch-staatlicher Machtverwirklichung der 
Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten. Im Ergebnis der 
Rechtsanwendung werden Akte — betriebliche Ordnungen, 
Weisungen, Verfügungen, Anordnungen — erlassen, die 
diesen Machtcharakter zum Ausdruck bringen, ihn gestal­
ten, durchsetzen, ausüben.

Qualifizierte Rechtsanwendung hängt nicht nur vom 
Stand der Rechtskenntnisse, sondern vor allem von der 
Fähigkeit der Leiter ab, arbeitsrechtliche Bestimmungen 
schöpferisch anzuwenden. Schöpferische Rechtsanwendung 
trägt gleichzeitig zu einer zweckmäßigen und rationellen 
Leitungstätigkeit bei. Sie schließt ein, daß den Werktäti­
gen die Entscheidung des Leiters in ihrer gesellschaftlichen 
Bedeutung und nach ihren arbeitsrechtlichen Grundlagen 
erläutert wird. Das fördert die notwendige ideologische 
Wirkung der Rechtsanwendung durch die Leiter und trägt 
zur Entwicklung von Schöpfertum und Initiative der 
Werktätigen bei. So ist auch die Rechtsanwendung durch 
die staatlichen Leiter und die Gewerkschaftsorgane Befähi­
gung der Werktätigen, in ihrem Verhalten den objektiven 
Erfordernissen der gesellschaftlichen Entwicklung durch 
bewußtes Handeln zu entsprechen.

Strikte Einhaltung der Gesetzlichkeit in der Rechts­
anwendung bedeutet u. a., daß der Leiter die Rechtsnormen 
in den vorgesehenen Fällen zur Entscheidungsgrundlage

nimmt, daß er seine Entscheidungen im Rahmen seiner Be­
fugnisse trifft, daß er Fakten und Umstände, die dabei zu 
berücksichtigen sind, allseitig und objektiv ermittelt und 
daß er seine Entscheidung überzeugend begründet. Soll sich 
die Entscheidung als zweckmäßiges und effektives Lei­
tungsmittel erweisen, so sind auch etwaige Verfahrens­
regeln (wie Formvorschriften, Fristen, Termine, Rechts­
mittelbelehrungen) strikt zu beachten.

Es bestehen verschiedene Bereiche rechtsanwendender 
Entscheidungen zur Verwirklichung arbeitsrechtlicher Vor­
schriften. In großem Umfang sind normative rechtsanwen- 
dende Entscheidungen in den Betrieben zu treffen. Dabei 
handelt es sich um die betrieblichen Ordnungen, die der 
Generaldirektor des Kombinats, der Direktor des Kombi­
natsbetriebes und der Direktor des volkseigenen Betriebes 
(gemäß §§ 5, 29, 32 KombinatsVO) zur Leitungsorganisa­
tion und Gestaltung der innerbetrieblichen Arbeitsabläufe 
in Kraft setzt, vor allem die Arbeitsordnung gemäß § 91 
AGB. Dazu gehören auch die Vereinbarungen wie der Be­
triebskollektivvertrag (§§ 28 f. AGB) oder der Arbeitszeit­
plan des Betriebes (§ 167 AGB). Individualakte sind die 
vielen Entscheidungen zur Realisierung verschiedener 
Rechtsansprüche der Werktätigen, wie z. B. über den 
Hausarbeitstag (§ 185 AGB) oder eine andere Freistellung 
(§§ 181 ff. AGB), über die Eingruppierung der Arbeitsauf­
gabe (§ 101 AGB) oder die Weisungen zur Arbeitsorganisa­
tion (§ 82 AGB), die Arbeitsaufträge, die Anordnung von 
Überstundenarbeit (§§ 173 ff. AGB) usw. Andere dienen 
der materiellen oder ideellen Stimulierung oder der An­
wendung von Sanktionen. Sie alle können als arbeitsrecht­
liche Instrumentarien der Leitung angesehen werden. 
Schließlich enthalten auch die Rechtsvorschriften über die 
individuellen arbeitsrechtlichen Verträge für den Betrieb 
viele Verhaltensanforderungen, die die Leiter im Wege 
der Rechtsanwendung zu erfüllen haben. Auch sie sind 
für den Leiter ein wichtiges Mittel, um das Arbeitsvermö­
gen der Werktätigen effektiv einzusetzen oder auf seine 
Entwicklung Einfluß zu nehmen. 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
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